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Leipzig/Berlin (BE). DasBundesverwaltungsge-
richt hat in seinem Urteil von 06.06.24 zum Geh-
wegparken in Bremen die Schutzwirkung der 
Verkehrsregeln für Anwohnende und die Allge-
meinheit betont. Beim Vorgehen gegen illegales 
Parken auf dem Gehweg könne die Verwaltung 
im Rahmen einer Ermessensentscheidung zu-
nächst die am stärksten belasteten Quartiere 
ermitteln, Straßen mit besonders geringer Rest-
gehwegbreite priorisieren und ein entsprechen-
des Konzept für ein stadtweites Vorgehen umset-
zen. 

sAnwohner können bei einer erheblichen Beein-
trächtigung der bestimmungsgemäßen Gehwegbe-
nutzung einen räumlich begrenzten Anspruch gegen 
die Straßenverkehrsbehörde auf eine ermessens-
fehlerfreie Entscheidung über das Einschreiten ge-
gen das verbotswidrige Gehwegparken haben. Das 
hat das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig heute 
entschieden.

Die Kläger begehren von der Beklagten ein stra-
ßenverkehrsbehördliches Einschreiten gegen Fahr-
zeuge, **die aufgesetzt auf den Gehwegen in drei 
Bremer Straßen geparkt werden. Die Kläger sind Ei-
gentümer von Häusern in den betreffenden Straßen. 
Die drei Straßen sind Einbahnstraßen. Die Fahrbah-
nen sind zwischen 5,00 und 5,50 Metern breit; auf 
beiden Seiten verlaufen Gehwege mit einer Breite 
zwischen 1,75 und 2,00 Metern. Verkehrszeichen 
mit Regelungen zum Halten und Parken sind nicht 
angeordnet. Seit Jahren wird unter anderem in den 
drei Straßen auf beiden Seiten nahezu durchgehend 
verbotswidrig aufgesetzt auf den Gehwegen geparkt.

Die gegen die Straßenverkehrsbehörde der beklag-
ten Freien Hansestadt Bremen gerichteten Anträ-
ge der Kläger, Maßnahmen gegen das Parken auf 
den Gehwegen in den Straßen zu ergreifen, lehnte 
die Beklagte ab. Verkehrszeichen und -einrichtun-
gen seien nicht - wie für deren Anordnung geboten 
- zwingend erforderlich. Das Gehwegparken sei be-
reits auf der Grundlage von § 12 Abs. 4 und 4a der 
Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) verboten.

Auf die hiergegen nach erfolglosem Widerspruch 

erhobenen Klagen hat das Verwaltungsgericht Bre-
men die Beklagte unter Aufhebung der angegriffenen 
Bescheide verpflichtet, die Kläger unter Beachtung 
seiner Rechtsauffassung neu zu bescheiden; im Üb-
rigen hat es die Klagen abgewiesen. § 12 Abs. 4 und 
4a StVO habe eine drittschützende Wirkung zu ihren 
Gunsten. Wegen der Dauer und Häufigkeit der Be-
einträchtigungen sei das Entschließungsermessen 
der Beklagten auf Null reduziert; die Beklagte sei zum 
Einschreiten verpflichtet. Gegen dieses Urteil haben 
die Kläger und die Beklagte Berufung eingelegt. Auf 
die Berufung der Beklagten hat das Oberverwal-
tungsgericht Bremen die erstinstanzliche Entschei-
dung dahin geändert, dass eine erneute Entschei-
dung über die Anträge der Kläger unter Beachtung 
der Rechtsauffassung des Oberverwaltungsgerichts 
zu erfolgen habe; im Übrigen hat es die Berufungen 
zurückgewiesen. Wie das Verwaltungsgericht hat 
das Oberverwaltungsgericht eine drittschützende 
Wirkung von § 12 Abs. 4 und 4a StVO zugunsten der 
Kläger bejaht. Die Beklagte habe über das Begehren 
der Kläger nicht ermessensfehlerfrei entschieden. 
Anders als das Verwaltungsgericht war das Oberver-
waltungsgericht aber der Auffassung, dass das Ent-
schließungsermessen der Beklagten nicht auf Null 
reduziert sei. Eine Pflicht, auf die Anträge der Klä-
ger in den drei Straßen unmittelbar einzuschreiten, 
bestehe jedenfalls derzeit nicht. Es sei nicht zu be-
anstanden, wenn sie zunächst den Problemdruck in 
den am stärksten belasteten Quartieren zu ermitteln 
und ein Konzept für ein stadtweites Vorgehen umzu-
setzen gedenke.

Gegen das Berufungsurteil haben die Kläger und die 
Beklagte Revision eingelegt. Auf die Revision der 
Beklagten hat das Bundesverwaltungsgericht die 
angefochtenen Urteile geändert und die Beklagte 
verpflichtet, die Kläger unter Beachtung der Rechts-
auffassung des Bundesverwaltungsgerichts neu zu 
bescheiden; im Übrigen hat es die Revisionen zu-
rückgewiesen. Das Berufungsgericht hat ohne Bun-
desrechtsverstoß angenommen, dass das § 12 Abs. 
4 und 4a StVO zu entnehmende Gehwegparkverbot 
eine drittschützende Wirkung zugunsten der Kläger 
hat. Das Verbot des Gehwegparkens schützt nicht 
nur die Allgemeinheit, sondern auch Anwohner, die 
in der Nutzung des an ihr Grundstück grenzenden 

Illegales Gehwegparken 
ist zu unterbinden 
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Gehwegs erheblich beeinträchtigt werden. Nach 
den vom Oberverwaltungsgericht getroffenen Fest-
stellungen ist diese Voraussetzung bei den Klägern 
erfüllt. Die weitere Annahme des Berufungsgerichts, 
das Entschließungsermessen der Beklagten sei 
nicht auf Null reduziert, sie sei also noch nicht zu ei-
nem unmittelbaren Einschreiten verpflichtet, verstößt 
nicht gegen Bundesrecht. Da das unerlaubte Geh-
wegparken nach den Feststellungen des Berufungs-
gerichts in der gesamten Stadt, insbesondere in den 
innerstädtischen Lagen weit verbreitet ist, ist es nicht 
zu beanstanden, wenn die Beklagte zunächst die am 
stärksten belasteten Quartiere ermittelt, Straßen mit 
besonders geringer Restgehwegbreite priorisiert und 
ein entsprechendes Konzept für ein stadtweites Vor-
gehen umsetzt. Auf die Revision der Beklagten wa-
ren die angefochtenen Urteile zu ändern, soweit sie 
den Klägern einen Anspruch in Bezug auf die „streit-
gegenständlichen Straßen“ zuerkannt haben. Die 
drittschützende Wirkung des Gehwegparkverbots 
aus § 12 Abs. 4 und 4a StVO ist regelmäßig - und so 
auch hier - auf den Gehweg beschränkt, der auf der 
„eigenen“ Straßenseite des Anwohners verläuft; um-
fasst ist in der Regel auch nur der Straßenabschnitt 
bis zur Einmündung „seiner“ Straße in die nächste 
(Quer-)Straße. In Bezug auf weitere Abschnitte des 
Gehwegs sind die Anwohner Teil des allgemeinen 
Kreises der Gehwegbenutzer und nicht mehr hinrei-
chend von der Allgemeinheit unterscheidbar. Unter 
Beachtung der insoweit vom Berufungsurteil abwei-
chenden Rechtsauffassung des Bundesverwaltungs-
gerichts hat die Beklagte erneut über die Anträge der 
Kläger zu entscheiden.

Text: Deutscher Verkehrssicherheitsrat (DVR) e. V.

Maßgebliche Rechtsnormen

§ 2 Abs. 1 Satz 1 StVO
Fahrzeuge müssen die Fahrbahnen benutzen, von 
zwei Fahrbahnen die rechte.

§ 12 Abs. 4 Satz 1 StVO
Zum Parken ist der rechte Seitenstreifen, dazu ge-
hören auch entlang der Fahrbahn angelegte Park-
streifen, zu benutzen, wenn er dazu ausreichend 
befestigt ist, sonst ist an den rechten Fahrbahnrand 
heranzufahren.

§ 12 Abs. 4a StVO
Ist das Parken auf dem Gehweg erlaubt, ist hierzu 
nur der rechte Gehweg, in Einbahnstraßen der rech-
te oder linke Gehweg, zu benutzen.

 § 45 Abs. 1 Satz 1 StVO
Die Straßenverkehrsbehörden können die Benut-
zung bestimmter Straßen oder Straßenstrecken aus 
Gründen der Sicherheit und Ordnung des Verkehrs 
beschränken oder verbieten und den Verkehr umlei-
ten.

§ 45 Abs. 9 Satz 1 StVO
Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen sind 
nur dort anzuordnen, wo dies auf Grund der beson-
deren Umstände zwingend erforderlich ist.
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